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In dem Rechtsstreit

oooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Beigeladenen, Berufungsklägerin
und Revisionsklägerin,

in Sachen

oooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

oooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Beklagte, Berufungsbeklagtc
und Revisionsbeklagte,

hat der 200 Senat des Bundessozialgerichts am 25° Dezember 1964

unter Mitwirkung

des Senatspräsidenten Dr° T e s m e r »als Vorsitzenden,

des Bundesrichters S a u t t e r ‚
' }.Bi und

des Bundesrichters Dr° B r o e k e ' ' ”

beschlossen:

Die Revision der Beigeladenen gegen das Urteil des Bayerischen

Lendessozialgerichts vom 280 Februar 1964 wird als unzulässig ver—
werfen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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Dem Kläger wurde durch Bescheid der Beklagten vom 240 Juli

4956 Pflegegeld nach dem Bayerischen Blindenpflegegeldgesetz

bewilligto Dieses wurde ihm durch Bescheid vom 24° Mai 4960

teilweise vom 4„ Oktober 4959 an entzogen mit der Begründung‚

daß von diesem Zeitpunkt an die Kosten seiner Krankenhausun—

terbringung die Fürsorge teilweise trage und somit das Pfle—

gegeld nach Art() 2 Abs° 4 des Blindenpflegegeldgesetzes ruhe7

soweit es mehr als 50 DM betragec Mit der Klage begehrte der

Kläger die Ueiterzshlung des vollen Pflegegeldeso Das Sozial—

gericht (SG) Nürnberg hat den Bezirksfürsorgeverbend der Stadt

Nürnberg beigeladen und mit Urteil vom 290 November 4960 die

Klage abgewiesen°

Gegen dieses Urteil haben der Kläger und die Beigeladene Be—

rufung eingelegte Während des Berufungsverfahrens hat die Be—

‘klngte mit Änderungsbescheid vom 270 Januar 4964 dem Kläger

vom 40 Januar 4964 an wieder das volle Pflegegeld gewährt7

weil er seit diesem Zeitpunkt für die Kosten der Krankenhaus—

unterbringung allein aufkam° Streitig im Berufungsverfahren

var somit lediglich die Gewährung des vollen Pflegegeldes für

die Zeit vom 40 Oktober 4959 bis 54° Dezember 49600 Das Bey—

erische Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 280
Februar 4962 die Berufungen des Klägers und der Beigeladenen

als unzulässig verworfen; es hat die Revision nicht zugelassen°

Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung auf @ 4ü8 Nr„ 3

des Soz ialgericht usgesetzes (SGG) gestützt‚ weil es sich bei dem

angefochtenen Bescheid vom 240 Mai 4960 um die Neufeststellung

des Pflegeg @.des xxegen Änderung der Verhältnisse gehandelt ha-

be° Es h at diese Vorschrift über den Ausschluß der Berufung in

Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung deswegen für anwend—

bar gehalten, weil nach Art° 4 Abs° 2 des Blindenpflegegeldge—

setzes auf die Gewährung des Pflegegeldes @ 62 Abs„ 4 des Bun—

desversorgungsgesetzes (BVG) sowie das Gesetz über das Verwal—

tungsverfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG) entsprechen—

de Anwendung f'nde n Dies habe aus Gründen des Sachzusammen-

se tz
l

hangs und der Ge zessystematik zur Folge, daß bei der Anwen—
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dung des SGG, nach dessen Vorschriften in einem Streitverfahren

über das Pflegegeld zu entscheiden sei, 5 448 über den Berufungs—

ausschluß in Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung Platz

greife, soweit die Voraussetzungen dieser Vorschrift im Einzel—

fall gegeben sind°

Gegendas Urteil des LSGhat allein die Beigeladeneform—und
fristgerecht Revision eingelegt, Sie ist hierzu auch befugt, weil

sie durch die Beiladung die Rechtsstellung eines Beteiligten er—
langt hat und damit selbständig ein Rechtsmittel einlegen kann

(vgl, ständige Rechtsprechung des BSG s° BSG 2, 40; 6, 460; 8,

294; SezR SGG % 460 Nr 9) Sie rügt als wesentliche Verfa hrer.r—
mängel im Sinne des 5 462 Abs° 4 Nr, 2 SGG eine Verletzung der

es 54, 448, 450 sec durch das LSG°A7' "

Die Beigeladene trägt vor, sie rüge eine Verletzung der 55 54,
448 SGG° Dabei übersieht sie aber, daß die Revision nach S 462
Abs° 2 SGG nur darauf gestützt werden kann, daß die Entscheidung

auf der Nichtanwendung oder unrichtigen Anwendung einer Ver—

schrift des Bundesrechts oder einer sonstigen im Bezirk des Beru—

fungsgerichts geltenden Vorschrift beruht, deren Geltungsbereich

sich über den Bezirk des BerufungsgeriChts hinaus erstreckt° Zwar

handelt es sich bei 5 448 SGG um eine Vorschrift des Bundesrechts,

Die Beigeladene rügt jedoch in Wirklichkeit nicht eine Verletzung

des 5 448 Nr° 5 SGG mit der Begründung, daß die einzelnen Voraus—

setzungen für die Anwendung dieser Vorschrift im vorliegenden

Falle nicht gegeben seien, vielmehr macht sie dem Inhalt und dem

Ziel ihres Vorbringens nach geltend, das LSG habe diese Vor—

schrift deswegen nicht anwenden dürfen, weil es sich bei Strei—

tigkeiten aus dem Bayerischen Gesetz über die Gewährung von Pfle—

gegeld an Zivilblinde vom 480 Juni 4955 (Bayer° GVB1 SO 77) in

der Fassung des Änderungsgesetzes vom 220 Mai 4958 (Bayer° GVBl

S, 74) nicht um Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung handle,

wie das LSG zu Unrecht angenommen habe° Die Beigeladene verkennt

hierbei, daß es sich insoweit nicht um eine Gesetzesverletzung

bei der Anwendung einer Vorschrift des Bundesrechts im Sinne des

5 462 Abs° 2 SGG, sondern um eine Gesetzesverletzung bei der An-

wendung irrevisibler landesrechtlicher Vorschriften handelt,
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Das Bayer° Blindenpflegegeldgesetz, das Landesrecht ist,

enthält selbst keine ausdrückliche Bestimmung darüber,

welche Verfahrensvorschriften bei Streitigkeiten aus die—

sem Gesetz anzuwenden sind° Lediglich in den Durchführungs—

vorschriften zum Blindenpflegegeldgesetz vom 200 September

4958 (Bayer° GVBl S0 515) ist in 5 9 Abs, 2 bestimmt, daß

Streit über das Pflegegeld nach den Vorschriften des SGG

entschieden wird (S 51 Abs° 5 SGG in Verbindung mit Art° ?

des Gesetzes zur Ausführung des SGG in Bayern — AGSGG —)„

Ferner ist im Art° 7 AGSGG bestimmt, daß die Gerichte der

Sozialgerichtsbarkeit auch über Streitigkeiten aus dem Ge—

setz über die Gewährung von Pflegegeld an Zivilblinde vom

48, Juni 4955 entscheideno Demgemäßist das LSGin deman—
gefochtenen Urteil davon ausgegangen, daß bei Streit über

das Blindenpflegegeld die Vorschriften des SGG anzuwenden

Sind° Weder das Blindénpflegegeldgesetz noch das AGSGG,
bei denen es sich um Landesrecht handelt, enthalten aber

eine Bestimmung darüber, als Angelegenheit welcher Art ein

Rechtsstreit über das Zivilblindenpflegegcld vor den Ge—

richten der Sozialgerichtsbarkeit zu behandeln ist, soweit

das SGG unterschiedliche Bestimmungen für einzelne Sonder—

ebiete getroffen hat, Die Vorschriften der 55 145 bis 108
GG über den Berufungsaussehluß enthalten derartige beson—(f

1
ff!

dere Regelungen für die einzelnen Sachgebiete der Unfall—

versieherung, Rentenversicherung, Arbeitslosenversicherung

und Iriegsopferversorgungo Das LSG hatte demnach Landes—

recht ausfüllen und entscheiden müssen, als Angelegenheit

welcher Art Streitfälle aus dem Blindenpflegegeldgesetz zu
gelten und insbesondere welehe Vorschriften über den Be—

rufungsausschluß Anwendung zu finden haben° Diese Gesetzes-

lücke hat das LSG tatsächlich ausgefüllt und aus der ent—
sprechenden Anwendung des 5 62 Abs„ 1 BVG und des VeerG

naeh Art„ 4 Abs, 2 Blindenpflegegeldgesetz gefolgert, daß

aus Gründen des Sachzusammenhangs und der Gesetzessystema—

tik die Anwendung der Vorschriften des SGG über den Beru—

fungsaussehluß in Angelegenheiten der Kriegsopfervers r—
gung @ 448) Platz zu greifen hat° Das LSG hat demnach in—(
soweit Landesrecht ausgelegt und eine in diesem bestehende

—-C—
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Gesetzeslücke unter Heranziehung landesrechtlicher Vorschriften

ausgefüllte Die vom LSG hierzu vertretene Rechtsauffassung ist

daher für das Bundessozialgericht (BSG) nicht nachprüfbar, weil

es sich insoweit um irrevisibles Recht handelt° Dies ergibt sich

aus S 562 der Zivilprozeßordnung (ZPO), der über 5 202 SGG auch
im sozialgerichtlichen Verfahren Anwendung findet (vgl° BSG 4,456,

464)° Nach dieser Vorschrift ist die Entscheidung des Berufungsge—

richts über das Bestehen und den Inhalt von Gesetzen, auf deren

Verletzung die Revision nach 5 549 ZPO (hier S 462 Abs° 2 SGG)

nicht gestützt werden kann, für die auf die Revision ergehende

Entscheidung maßgebend (vgl° hierzu auch BGHZ 24, 244, 247; BVerwG
in NDR 4964, 458)° Die Rüge der Beigeladenen, das LSG hätte 9 448

SGG im vorliegenden Falle nicht anwenden dürfen, betrifft somit

irrevisibles Landesrecht, das der Nachprüfung durch das Revisions—

gcricht nach den 55 462 Abs° 2 SGG, 202 SGG in Verbindung mit

5 562 ZPO entzogen ist, Daß die Voraussetzungen des % 4M8 Nr, 3

SGG im vorliegenden Falle gegeben sind, weil es sich bei dem arge—

fochtenen Bescheid vom 24° Mai 4960 um eine Neufeststellung des

Blindenpflegegeldes wegen Änderung der Verhältnisse handelt, hat

die Beigeladene selbst nicht in Zweifel gezogen° Eine Verletzung

dieser Vorschrift, die-nach der vom BSG nicht nachprüfbaren, aus

landesrechtlichen Vorschriften gewonnenen Rechtsauffassung des

LSG in Streitfällen aus dem Blindenpflegegeldgesetz Anwendung zu

finden hat, liegt somit nicht vor°

Zur Nachprüfung der Rechtsauffassung des LSG ist das BSG auch nicht

etwa deswegen befugt, weil ihm für den letzten Rechtszug durch

Landesgesetz die Entscheidung über Streitfälle aus dem Blinden—

pflegegeldgesetz zugewiesen werden wäre° Nach Art° 99 des Grund—

gesetzes &3G) kann zwar den oberen Bundesgerichten eine Zuständig—

keit übertragen werden, die sie nicht schon nach Bundesrecht ha—

ben; zum BSG könnte also der Rechtszug durch Landesgesetz auch in

solchen Streitsachen eröffnet werden, in denen es sich um landes—
rechtliche Vorschriften handelt (vgl° hierzu auch BGHZ 6, 447,

455)° Dies ist jedoch hinsichtlich der Streitigkeiten aus dem

Blindenpflegegeldgesetz nicht geschehen° Der Art° ? des Bayer°

AGSGGbestimmt lediglich, daß die Gerichte der Sozialgerichtsbar—

keit auch über Streitigkeiten aus dem Blindenpflegcgeldgesetz
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entscheiden° Hierbei handelt es sich jedoch nicht um die Zu—

weisung der Entscheidung in Streitfällen aus diesem Gesetz

an das BSG für den letzten Rechtszug im Sinne des Arte 99 GG,

sondern lediglich um eine Vorschrift, welche die Zuständig—

keit der Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit für derartige

Streitfälle überhaupt regelt° Dies ergibt sich sowohl aus

dem Wortlaut der Vorschrift als auch aus der amtlichen Be_

grühdung hierzu (vglo Bayer° Landtag, 2° Legislaturperiode,

Tagung 4955/54, Beilage 4855)° Dort ist ausgeführt, daß nach

5 204 SGG vor die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit auch

Streitigkeiten gehören, ”für welche durch Rechtsverordnung

die Zuständigkeit der früheren Versicherungsbehörden oder

Versorgungsgcrichte begründet werden nero In Bayern hat 5 44

der Durchführungsvorschriften zum Gesetz über die Gewährung

von Filegegeld an Zivilblinde vom 490 Juni 4955 (Bayero GVBI

So 84) die Instanzen für das Spruchverfahren in der Invaliden—

versicherung bei Streit über das Pflegogcld als zuständig er—
klärt° Da demnach die Voraussetzungen des 5 204 SGG nicht

eindeutig erfüllt sind, werden in innendung des 5 54 Abs° 5

SGG diese Streitfälle durch Landesgesetz den Gerichten der

‚Soz'algeriehtsbarkeit zugewieseno” Art, ? AGSGG hat somit le—

diglich den Zweck und die Bedeutung, daß für die Entscheidung

über Streitigkeiten aus dem Blindonpflegegcldgesetz die Ge—

richte der Sozialgerichtsbarkeit zuständig sein sollen° Mit

aies r Zuständigkeitsregclung sind aber noch nicht dem BSG
Streitigkeiten über das materielle Recht aus dem Blindenpfle—

gegeldgesetz entgegen der allgemeinen Regelung, daß die Revi—

sionsinstanz nicht über irrevisibles Recht entscheiden k„nn,

zur Entscheidung im letzten Rechtszug zugeviesen word no Ei—

ne solche Regelung im Sinne des Art„ 99 GG hätte einer aus—
1-—.druckiichen und eindeutigen Bestimmung in dem betreffende 5

Landesgcsetz bedurfto ' \ ' ' ' {

p„ 0 mDie Beigeladéne rügt ferner unter Hinweis auf das Urt il

4, Senats des BSG vom 28„ September 4964 (SozR SGG % 450 Nr„ 54)

eine Verletzung des 5 450 Nr° 2 SGG[) Insoweit handelt es sicn

um die Rüge einer Verletzung von Bundesrecht, weil — wie das
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LSG in dem 8■gef0Chtenen Urteil ausgeführt hat —nach Landesrecht
das SGG&Uf Streitigkeiten aus dem Blindenpflegegcldgesetz anzuwen—
den isto In einem solchen Falle liegt revisibles Recht vor, weil

der Landesgesetzgeber ein Bundesgesetz (SGG) unter Verzicht auf
landesrechtliche Regelung für anwendbar erklärt hat (vgl° BGH in

NJW 4954, 75; P0ters/Sautter/Wolff, Komm° zur SGb, Anm° 5 c zu 5
462)„ Die Beigeladene trägt hierzu vor, das LSGhätte die Berufung
gegen das Urteil des SG Nürnberg von 29° November 4960 deswegen als
ZüläSSig ansehen müssen, weil dieses Urteil an einem wesentlichen

Verfahrensmangel leide° Nach den angeführten Urteil_des BSG liege
ein Verfahrensmangel vor, wenn eine nach den 55 444 bis 449 SGG
nicht zulässige Berufung in der Rechtsmittelbelehrung als zulässig

b05010hn0t werde‚ Ohne daß das SG überhaupt die Frage geprüft und
GHÜSChiGÖGHhabe, Ob die Berufung nach 5 450 Nr„ 4 SGG zuzulassen

“ara Diese Rüse der Beigeladenen greift jedoch nicht durch„ Es
trifft zwar zu, daß das SG die nicht zulässige Berufung im vorlieé

SORÖOHFalle rechtsirrig als zulässig bezeichnet hat° Ob jedoch in
dem Umstand, daß das SG eine Entscheidung über die Zulassung der

BCTUfUHSnach 5 450 Nr° 4 SGGnicht getroffen hat, ein wesentlicher
Mangel des Verfahrens im Sinne des 5 450 Nr„ 2 SGGzu erblicken
i5ta kann hier dahingestellt bleibeno Ganz abgesehen davon‚ daß der
40 Senat die in seinem Urteil von 28° September 4964 vertretene
RGChÜ53UffGSSUBS inzwischen aufgegeben und ebenso wie der 5° und 7„
5033? des BSG entscnieden hat, daß in einem solchen Falle ein Vere
fahrensmangel im Sinne des 5 450 Nr„ 2 SGG nicht in Betracht konnt

(vglo SOZR SGG 5 450 Nr° 58 bis 40), ist Voraussetzung für die Rü—

se der Beiseladencn‚ daß sie diese bereits im Berufung5Vcrfahren
vor dem LSG nach 5 450 Nr° 2 SGGerhoben hat° Dies ist jedoch nicht
der Fall„ AUS der Niederschrift über die mündliche Verhandlung vor
dem LSG am 28° Februar 4962 ergibt sich lediglich, daß der Termine—
vertreter der Beigeledenen eine Aktennotiz vom 4° Dezember 4960

Üb03 d0n Termin vom 29° November 4960 vor dem SG Nürnberg vorge—
legt hat‚ in der es heißt: “Die Berufung wird für zulässig erklärta“

“13 133 nur dargetan, daß in der mündlichen VCrhandlang vor dem
LSG über die Frage der Zulässigkeit der Berufung gesprochen werden

53 und daß das SG Nürnberg die Berufung —rechtsirrig —für zuläs—
sig gehalten hat° Auch aus dem eigenen Vorbringen der Beigeladenen
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in der Revisionsbegründung vom 290 Juni 4962 ist nur zu ent—

nehmen, daß ihr Terminsvertreter in der mündlichen Verhand-

lung vor dem LSG vorgebracht hat, daß das SG keinen Zweifel

über die Berufungsfähigkeit seines Urteils hatte° Damit ist

jedoch nicht vor dem LSG die Rüge eines wesentlichen Verfah—

rehsmangels im Sinne des 5 450 Nr° 2 SGG dahin erhoben wor—
den, daß das SG über die Zulassung oder Nichtzulassung der

Berufung nach 5 450 Nr° 4 SGG hätte entscheiden müssen und

daß in dieser Unterlassung ein wesentlicher Verfehrensmangel

im Sinne dieser Vorschrift erblickt werde„ Mangels einer ent—

sprechenden Verfahrensrüge hatte somit das LSG keinen Anlaß

zu einer Prüfung des Urteils des SG in der Richtung, ob die

unzulässige Berufung nach % 450 Nr° 2 SGG statthaft ist°

Da somit die von der Beigeladenen erhobenen Rügen nicht durch—

greifen, mußte ihre Revision nach 5 469 SGG durch Beschluß

als unzulässig verworfen werden„

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwen—

dung des € 495 Absc 4 SGG°
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